
löster Kassen aufzufangen und die Verwaltungskosten der Betriebskassen, bisher
von den Betrieben übernommen, mit zu tragen gewesen und die Rentenversiche¬
rungsbeiträge 1946 und 1947 ohne Verwaltungskostenvergütung für die Landesversi¬
cherungsanstalten eingezogen worden. Die Verwaltungskosten seien dennoch 1946

auf 5,68 RM und 1947 auf 5,34 RM pro Versicherten zurückgegangen. Daß sich jetzt
die Sonderkassen wieder die guten Risiken herausgreifen und die Ortskrankenkassen
zu Arme-Leute-Krankenkassen gestempelt würden, sei mit dem Solidaritätsgedanken
nicht vereinbar. Die Bildung der Trizone dürfe daher nicht zu einer Aufhebung der
Reform in der französischen Zone führen, sondern diese Reform müsse richtungwei¬
send für die Bizone werden.”
Einige Grundzüge der Argumentation des Verbandes haben auch dreieinhalb Jahr¬

zehnte später ihre Aktualität für die Ortskrankenkassen noch nicht eingebüßt; er
sprach Kernprobleme der gegliederten Versicherungssysteme an, deren Beurteilung
stark von der jeweiligen politischen Normsetzung beeinflußt war. Mit den Fragen
nach der Solidargemeinschaft der Versicherten, dem Leistungsniveau, der Höhe der
Verwaltungskosten und der Stellung des einzelnen Versicherten im Organisations¬
netz der Sozialversicherung waren nicht nur Charakteristika der 1946 im Südwesten
gefundenen Lösung bezeichnet, sondern auch die wesentlichen Punkte, welche die
politischen Auseinandersetzungen 1948/49 bestimmten. Der defensive Charakter
der Argumentation zeigte indirekt jedoch schon, daß der abschließende Wunsch, die
Reform der französischen Zone auch auf die anderen Zonen auszudehnen, kaum
mehr Realisierungschancen hatte.

*
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Breite Unterstützung erhielten die Ortskrankenkassen 1948/49 nur noch von den
Gewerkschaften. Im April 1948 trat der Kassenverband offiziell an die Gewerk¬
schaftsbünde der französischen Zone heran und forderte sie auf, den Restaurations¬
bestrebungen im Krankenkassenwesen entgegenzutreten. 19 VdO und Gewerkschaf¬
ten organisierten daraufhin in der ganzen Zone gemeinsam Versammlungen, auf
denen gegen die Wiederzulassung der Sonderkassen argumentiert und protestiert
wurde.20 Einzelne Ortskrankenkassen entwarfen von sich aus Flugblätter oder wand¬

Ähnlich verlief die Argumentation auch in zahlreichen anderen Eingaben und Denkschrif¬
ten von Ortskrankenkassen. Vgl. beispielsweise ein Memorandum des Leiters der Ludwigs¬
hafener Ortskrankenkasse, Hund, vom 23. 4. 1949, das in der Zeitschrift Der Betriebsberater
erschien, in VdO Lahr, Altreg. Az. 103 und 1048. Ebd. weitere Denkschriften und Entschlie¬
ßungen, so von einer Sitzung der Vorstandsmitglieder aller Ortskrankenkassen in Württem-
berg-Hohenzollem, 22. 2. 1949, sowie aller Kassen der französischen Zone in Ingelheim,
15. 2. 1949, ebd. Az. 103 und VdO Rundschreiben 9/1949. Zur Statistik s. unten S. 366 ff.
Die gleiche Forderung erhob z. B. auch die erste Vertreterversammlung des Verbandes, die
auf dem Höhepunkt der Landtagsdebatte (30. 6.-2. 7. 1949) in Ravensburg tagte. Vgl. VdO
Rundschreiben 28/1949 sowie die an alle Landtagsabgeordneten der französischen Zone
gesandte Entschließung dazu, VdO Lahr Altreg. Az. 103.
VdO an die Gewerkschaftsbünde der drei Länder sowie an die Landtagspräsidenten Wolters
(Rheinland-Pfalz) und Gengier (Württemberg-Hohenzollern), die beide selbst Geschäftsfüh¬
rer bzw. Leiter von Ortskrankenkassen waren, 23. u. 28. 4. 1948; VdO Lahr Altreg. Az. 1040.
Zu den Kosten für entsprechende Gewerkschaftsversammlungen gab der VdO einen
Zuschuß von insgesamt 2 000 DM; ebd. Az. 103.
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